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 § 22 
[Grundsätze der Förderung von Kindern in Tageseinri chtungen] 
1. In Kindergärten, Horten und anderen Einrichtungen, in denen sich 

Kinder für einen Teil des Tages oder ganztags aufhalten (Ta-
geseinrichtungen), soll die Entwicklung des Kindes zu einer ei-
genverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit ge-
fördert werden.  

2. Die Aufgabe umfaßt die Betreuung, Bildung und Erziehung des 
Kindes. Das Leistungsangebot soll sich pädagogisch und organi-
satorisch an den Bedürfnissen  der Kinder und ihrer Familien ori-
entieren.  

3. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben sollen die in den Einrich-
tungen tätigen  Fachkräfte und anderen Mitarbeiter mit den Erzie-
hungsberechtigten zum Wohl der Kinder zusammenarbeiten. Die 
Erziehungsberechtigten sind an den Entscheidungen in wesentli-
chen Angelegenheiten der Tageseinrichtung zu beteiligen. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
§ 22 
Grundsätze der Förderung  
(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in denen sich Kinder für 
einen Teil des Tages oder ganztägig aufhalten und in Gruppen geför-
dert werden. Kindertagespflege wird von einer geeigneten Tagespfle-
geperson in ihrem Haushalt oder im Haushalt des Personensorgebe-
rechtigten geleistet. Das Nähere über die Abgrenzung von Tagesein-
richtungen und Kindertagespflege regelt das Landesrecht. Es kann 
auch regeln, dass Kindertagespflege in anderen geeigneten Räumen 
geleistet wird. 
(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege sollen 
1. die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern, 
2. die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergän-
zen, 
3. den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung 
besser miteinander vereinbaren zu können. 
(3) Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung und Betreu-
ung des Kindes und bezieht sich auf die soziale, emotionale, körperli-
che und geistige Entwicklung des Kindes. 
Er schließt die Vermittlung orientierender Werte und Regeln ein. Die 
Förderung soll sich am Alter und Entwicklungsstand und den sprach-
lichen und sonstigen Fähigkeiten des einzelnen Kindes an der Le-
benssituation sowie den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen 
Kindes  orientieren und seine ethnischen Herkunft berücksichtigen. 
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„NEU“ 
 

§ 22a Förderung in Tageseinrichtungen  
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Qualität der 
Förderung in ihren Einrichtungen durch geeignete Maßnahmen si-
cherstellen und weiterentwickeln. Dazu gehören die Entwicklung und 
der Einsatz einer pädagogischen Konzeption als Grundlage für die 
Erfüllung des Förderungsauftrags sowie der Einsatz von Instrumen-
ten und Verfahren zur Evaluation der Arbeit in den Einrichtungen. 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass 
die Fachkräfte in ihren Einrichtungen mit den Erziehungsberechtigten  
zum Wohl der Kinder und zur Sicherung der Kontinuität des Erzie-
hungsprozesses zusammenarbeiten. Die Erziehungsberechtigten 
sind an den Entscheidungen und wesentlichen Angelegenheiten der 
Erziehung, Bildung und Betreuung zu beteiligen. 
(3) Das Angebot soll sich pädagogisch und organisatorisch an den 
Bedürfnissen der Kinder und ihrer Familien orientieren. Werden Ein-
richtungen in den Ferienzeiten geschlossen, so hat der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe für die Kinder, die nicht von den Erziehungs-
berechtigten betreut werden können, eine anderweitige Betreuungs-
möglichkeit sicherzustellen. 
(4) Kinder mit und ohne Behinderung sollen, sofern der Hilfebedarf 
dies zulässt, in Gruppen gemeinsam gefördert werden. Zu diesem 
Zweck sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern 
der Sozialhilfe bei der Planung, konzeptionellen Ausgestaltung und 
Finanzierung des Angebots zusammenarbeiten. 
(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Realisierung 
des Förderungsauftrages nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 in den 
Einrichtungen anderer Träger durch geeignete Maßnahmen sicher-
stellen.  
 
 

Diesen Paragraphen gab es im alten 
Gesetzestext nicht 
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§ 23Tagespflege 
 (1) Zur Förderung der Entwicklung des Kindes, insbesondere in den 
ersten Lebensjahren, kann auch eine Person vermittelt werden, die 
das Kind für einen Teil des Tages oder ganztags entweder im eige-
nen oder im Haushalt des Personensorgeberechtigten betreut (Ta-
gespflegeperson).  
(2) Die Tagespflegeperson und der Personensorgeberechtigte sollen 
zum Wohl des Kindes zusammenarbeiten. Sie haben Anspruch auf 
Beratung in allen Fragen der Tagespflege.  
(3) Wird eine geeignete Tagespflegeperson vermittelt und ist die För-
derung des Kindes in Tagespflege für sein Wohl geeignet und erfor-
derlich, so sollen dieser Person die entstehenden Aufwendungen 
einschließlich der Kosten der Erziehung ersetzt werden. Die entste-
henden Aufwendungen einschließlich der Kosten der Erziehung sol-
len auch ersetzt werden, wenn das Jugendamt die Geeignetheit und 
Erforderlichkeit der Tagespflege für das Wohl des Kindes und die 
Eignung einer von den Personensorgeberechtigten nachgewiesenen 
Pflegeperson feststellt.  
(4) Zusammenschlüsse von Tagespflegepersonen sollen beraten und 
unterstützt werden. betreut werden können, eine anderweitige 
Betreuungsmöglichkeit sicherzustellen. 
(4) Kinder mit und ohne Behinderung sollen, sofern der Hilfebedarf 
dies zulässt, in Gruppen gemeinsam gefördert werden. Zu diesem 
Zweck sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern 
der Sozialhilfe bei der Planung, konzeptionellen Ausgestaltung 
und Finanzierung des Angebots zusammenarbeiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 23 Förderung in Kindertagespflege  
(1) Die Förderung in Kindertagespflege nach Maßgabe von § 24 um-
fasst die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Tagespflege-
person, soweit diese nicht von der erziehungsberechtigten Person 
nachgewiesen wird, deren fachliche Beratung, Begleitung und 
weitere Qualifizierung sowie die Gewährung einer laufenden Geld-
leistung. 
(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 umfasst: 
1. die Erstattung angemessener Kosten, die der Tagespflegeperson 
für den Sachaufwand  entstehen, 
2. einen angemessenen Beitrag zur Anerkennung ihrer Förderungs-
leistung und 
3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu ei-
ner Unfallversicherung sowie die hälftige Erstattung der Aufwendun-
gen zu einer angemessenen Alterssicherung der Tagespflegeperson. 
Die Höhe der laufenden Geldleistung wird vom Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe festgelegt, soweit Landesrecht nicht etwas anderes 
bestimmt. Über die Gewährung einer Geldleistung an unterhalts-
pflichtige Personen entscheidet der Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe nach pflichtgemäßem Ermessen. 
(3) Geeignet im Sinn von Absatz 1 sind Personen, die sich durch ihre 
Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit 
Erziehungsberechtigten und anderen Tagespflegepersonen aus-
zeichnen und über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen. Sie sollen 
über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kinder-
tagespflege verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben 
oder in anderer Weise nachgewiesen haben. 
(4) Erziehungsberechtigte und Tagespflegepersonen haben An-
spruch auf Beratung in allen Fragen der Kindertagespflege. Für Aus-
fallzeiten einer Tagespflegeperson ist rechtzeitig eine andere Betreu-
ungsmöglichkeit für das Kind sicherzustellen. Zusammenschlüsse 
von Tagespflegepersonen sollen beraten, unterstützt und gefördert 
werden 
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§ 24 [Ausgestaltung des Förderungsangebots in Tageseinri ch-
tungen]  

Ein Kind hat vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt 
Anspruch auf den Besuch eines Kindergartens. Für Kinder im Alter 
unter drei Jahren und für Kinder im schulpflichtigen Alter sind nach 
Bedarf Plätze in Tageseinrichtungen vorzuhalten. Die Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe haben darauf hinzuwirken, daß ein bedarfsge-
rechtes Angebot an Ganztagsplätzen zur Verfügung steht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
. 
 
 
 
 

 
§24 Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen und Kind erta-
gespflege  
(1) Ein Kind hat vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schul-
eintritt Anspruch auf den Besuch einer Tageseinrichtung. Die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe haben darauf hinzuwirken, dass für diese 
Altersgruppe ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagsplätzen 
oder ergänzend Förderung in Kindertagespflege zur Verfügung steht. 
 
(2) Für Kinder im Alter unter drei Jahren und im schulpflichtigen Alter 
ist ein bedarfsgerechtes Angebot an Plätzen in Tageseinrichtungen 
und in Kindertagespflege vorzuhalten. 
 
(3) Für Kinder im Alter unter drei Jahren sind mindestens Plätze in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege vorzuhalten, wenn 
1. die Erziehungsberechtigten oder, falls das Kind nur mit einem Er-
ziehungsberechtigten zusammenlebt, diese Person einer Erwerbsar-
beit nachgehen oder eine Erwerbstätigkeit aufnehmen, sich in einer 
beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder 
Hochschulausbildung befinden oder an Maßnahmen zur Eingliede-
rung in Arbeit im Sinne des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt teilnehmen oder 
2. ohne diese Leistung eine ihrem Wohl entsprechende Förderung 
nicht gewährleistet ist; die §§ 27 bis 34 bleiben unberührt. 
 
Der Umfang der täglichen Betreuungszeit richtet sich nach dem indi-
viduellen Bedarf im Hinblick auf die in Satz l genannten Kriterien. 
 
 (4) Geeignete Tagespflegepersonen im Sinne von § 23 Abs. 3 kön-
nen auch vermittelt werden, wenn die Voraussetzungen 
 
(5) Weitergehendes Landesrecht bleibt unberührt. 
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 § 24a[Übergangsregelung zum Anspruch auf den Besuch eine s 
Kindergartens]  
(1) Kann zum 01.Januar 1996 in einem Land das zur Erfüllung des 
Rechtsanspruchs nach § 24 Satz 1 erforderliche Angebot nicht ge-
währleistet werden, so gelten die nachfolgenden Regelungen.  
(2) Landesrecht kann einen allgemeinen Zeitpunkt, spätestens den 
01.August 1996, festlegen und bestimmen, daß erst ab diesem fest-
gelegten Zeitpunkt der Anspruch eines Kindes, das bis zu diesem 
Tag das dritte Lebensjahr vollendet hat, besteht.  
(3) Landesrecht kann für die Zeit ab dem 01.August 1996 bis zum 
31.Dezember 1998 eine Regelung treffen, die die örtlichen Träger, 
die den Rechtsanspruch nach § 24 Satz 1 noch nicht erfüllen können, 
auf Antrag befugt, für ihren Bereich allgemeine Zeitpunkte festzule-
gen, ab denen der Rechtsanspruch auf den Besuch des Kindergar-
tens besteht. Diese Zeitpunkte dürfen höchstens sechs Monate und 
für das Jahr 1998 höchstens vier Monate auseinander liegen. Vor-
aussetzung für die Befugnis ist, daß der örtliche Träger vorab im 
Rahmen der Jugendhilfeplanung das noch bestehende Versorgungs-
defizit festgestellt und verbindliche Ausbaustufen zur Verwirklichung 
des Angebots, das eine Erfüllung des Rechtsanspruchs nach § 24 
Satz 1 zum frühestmöglichen Zeitpunkt, spätestens zum 
31.Dezember 1998, gewährleistet, beschlossen hat.  
(4) Landesrecht kann auch regeln, daß der Anspruch im Rahmen der 
Absätze 2 und 3 bis zum 31.Dezember 1998 auch durch ein anderes 
geeignetes Förderungsangebot erfüllt werden kann.  
(5) Besteht eine landesrechtliche Regelung nach den Absätzen 2 bis 
4, so hat der örtliche Träger der Jugendhilfe im Rahmen seiner Ge-
währleistungspflicht nach § 79 sicherzustellen, daß ein Kind vom 
vollendeten dritten Lebensjahr an auch vor den jeweiligen allgemei-
nen Zeitpunkten einen Kindergartenplatz oder ein anderes geeigne-
tes Förderungsangebot erhält, wenn die Ablehnung für das Kind oder 
seine Eltern eine besondere Härte bedeuten würde 
 

 
 
§ 24a 
Übergangsregelung für die Ausgestaltung des Förderu ngsange-
bots  
(1) Kann am 1. Januar 2005 in einem Land das für die Erfüllung der 
Verpflichtung nach §24 Abs. 2 bis 6 erforderliche Angebot nicht ge-
währleistet werden, so können die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
beschließen, dass die Verpflichtung nach § 24 Abs. 2 bis 6 erst ab 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens ab dem 1. Oktober 2010 erfüllt 
wird. 
(2) In diesem Fall sind die örtlichen Träger im Rahmen ihrer Jugend-
hilfeplanung verpflichtet, 
1. für den Übergangszeitraum jährliche Ausbaustufen zur Schaffung 
eines bedarfsgerechten Angebots zu beschließen und 
2. jährlich zum 15. März jeweils den aktuellen Bedarf zu ermitteln und 
den erreichten Ausbaustand festzustellen. 
(3) Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag jährlich ei-
nen Bericht über den Stand des Ausbaus nach Absatz 2 vorzulegen. 
(4) Solange das erforderliche Angebot noch nicht zur Verfügung 
steht, sind bei der Vergabe der neu geschaffenen Plätze 
1. Kinder, deren Wohl nicht gesichert ist, und 
2. Kinder, deren Eltern oder alleinerziehende Elternteile eine Ausbil-
dung oder Erwerbstätigkeit aufnehmen oder an einer Maßnahme zur 
Eingliederung in Arbeit im Sinne des Vierten Gesetzes für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt teilnehmen, besonders zu berück-
sichtigen." 
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„Neu“ 
 

§ 74a 
Finanzierung von Tageseinrichtungen für Kinder  
Die Finanzierung von Tageseinrichtungen regelt das Landesrecht. 
Die Erhebung von 
Teilnahmebeiträgen nach § 90 bleibt unberührt.“ 
 

Diesen Paragraphen gab es im alten 
Gesetzestext nicht 
 


